
Anträge 

Der Kläger beantragt, 

— die Entscheidung des Parlaments vom 11. Dezember 2012 
für nichtig zu erklären, mit der der Zugang zu (a) allen 
Dokumenten, aus denen hervorgeht, welche gegenwärtigen 
Mitglieder des Europäischen Parlaments (im Folgenden: Ab­
geordnete) an dem zusätzlichen Altersversorgungssystem 
(im Folgenden: Altersversorgungssystem) teilnehmen, (b) ei­
ner Namensliste der Abgeordneten, die nach September 
2005 an dem Altersversorgungssystem teilgenommen ha­
ben, und (c) einer Namensliste der gegenwärtigen Teilneh­
mer an dem Altersversorgungssystem, für die das Parlament 
monatliche Beiträge leistet, verweigert wurde. Diese Ent­
scheidung wurde dem Kläger am 12. Dezember 2012 in 
einem Schreiben mit dem Aktenzeichen A(2012) 13180 
übermittelt; 

— dem Parlament nach Art. 87 der Verfahrensordnung des 
Gerichts die Kosten des Klägers einschließlich der Kosten 
jedes Streithelfers aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Zur Stützung der Klage macht der Kläger zwei Klagegründe 
geltend. 

1. Erster Klagegrund: Verstoß gegen die Art. 11 und 42 der 
Charta der Grundrechte der Europäischen Union (im Folgen­
den: Charta) und Rechtsfehler bei der Anwendung des Art. 4 
Abs. 1 Buchst. b der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 ( 1 ) in 
Verbindung mit Art. 8 Buchst. b der Verordnung (EG) 
Nr. 45/2001 ( 2 ), da die angefochtene Entscheidung den Um­
fang des in Art. 11 der Charta enthaltenen Rechts, Informa­
tionen zu erhalten und weiterzugeben, und des in Art. 42 
der Charta enthaltenen Rechts auf Zugang zu amtlichen 
Dokumenten dadurch in unzulässiger Weise einschränke, 
dass Art. 4 Abs. 1 Buchst. b der Verordnung (EG) 
Nr. 1049/2001 in Verbindung mit Art. 8 Buchst. b der 
Verordnung (EG) Nr. 45/2001 falsch angewandt worden 
sei, da 

— erstens das Parlament zu Unrecht die Auffassung ver­
treten habe, dass der Kläger keine ausdrücklichen und 
legitimen Gründe genannt habe, aus denen die Notwen­
digkeit der Übermittlung der in den angeforderten 
Dokumenten enthaltenen personenbezogenen Daten 
hervorgehe; 

— zweitens das Parlament zu Unrecht die Auffassung ver­
treten habe, dass die Information über die Teilnehmer­
schaft an dem Altersversorgungssystem zur Privatsphäre 
der betreffenden Abgeordneten gehöre; 

— drittens das Parlament rechtsfehlerhaft angenommen ha­
be, dass das legitime Interesse der betreffenden Abgeord­
neten Vorrang vor der Notwendigkeit der Übermittlung 
habe. 

2. Zweiter Klagegrund: Das Parlament sei aufgrund seiner 
Rechtsfehler seiner Pflicht zu hinreichender und angemesse­
ner Begründung der angefochtenen Entscheidung nicht 
nachgekommen und habe dadurch die Begründungspflicht 
nach Art. 296 AEUV verletzt. 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 30. Mai 2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu 
Dokumenten des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kom­
mission (ABl. L 145, S. 43). 

( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natürlicher Personen bei 
der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und 
Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien Datenverkehr 
(ABl. 2001 L 8, S. 1). 
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Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die am 20. Dezember 2012 zugestellte Entscheidung 
C(2012) 9448 final der Europäischen Kommission vom 
19. Dezember 2012 über die von der SEA S.p.A. zugunsten 
der SEA Handling SpA vorgenommenen Kapitalerhöhungen 
für nichtig zu erklären; 

— der Kommission die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Italienische Republik wendet sich mit der vorliegenden 
Klage gegen die Entscheidung der Europäischen Kommission, 
mit der diese festgestellt hat, dass die Maßnahmen, die die 
SEA SpA, Betreiberunternehmen der Flughäfen Mailand Mal­
pensa und Mailand Linate, zugunsten der von ihr kontrollierten 
SEA Handling SpA, die an den genannten Flughäfen für die 
Bodenabfertigungsdienste zuständig ist, ergriffen hat — Maß­
nahmen im Wesentlichen in Form von wiederholten Kapital­
zuschüssen zum Ausgleich der Jahresverluste —, eine mit dem 
Binnenmarkt unvereinbare staatliche Beihilfe darstellen.
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Die Klägerin stützt ihre Klage auf vier Klagegründe. 

1. Erster Klagegrund: Verstoß gegen die Grundsätze der ord­
nungsgemäßen Verwaltung und der Rechtssicherheit 

— Die Klägerin macht geltend, dass die angefochtene Ent­
scheidung gegen die Grundsätze der ordnungsgemäßen 
Verwaltung und der Rechtssicherheit verstoße. Dem­
zufolge bestehe auf Seiten ihrer Adressaten ein berech­
tigtes Vertrauen darauf, dass die Maßnahmen rechtmäßig 
seien, und zwar sowohl aufgrund der übermäßigen 
Dauer des gesamten Verfahrens, insbesondere des Vor­
verfahrens, als auch wegen der unklaren Bestimmungen 
und des Verhaltens der Kommission im Laufe dieses 
Verfahrens. 

2. Zweiter Klagegrund: Verletzung wesentlicher Formvorschrif­
ten, hier Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehör 
und Ermittlungsmangel 

— Die angefochtene Entscheidung sei unter Verletzung des 
Anspruchs auf rechtliches Gehör und der Verteidigungs­
rechte erlassen worden, denn der Gegenstand der Unter­
suchung der Kommission sei auf einen Zeitraum aus­
gedehnt worden, der nicht Gegenstand der Entscheidung 
über die Einleitung des förmlichen Prüfverfahrens gewe­
sen sei. 

3. Dritter Klagegrund: Verstoß gegen die Art. 107 und 108 
Abs. 3 AEUV sowie fehlerhafte Sachverhaltsermittlung und 
Begründungsmangel in Bezug auf die Zurechenbarkeit der 
fraglichen Maßnahmen zu den Behörden 

— Nach Ansicht der italienischen Regierung ist die in der 
angefochtenen Entscheidung getroffene Feststellung, dass 
die fraglichen Maßnahmen den Behörden zuzurechnen 
seien, unzutreffend, und außerdem enthalte die Entschei­
dung in dieser Hinsicht weder einen angemessenen Be­
weis noch eine hinreichende Begründung. 

4. Vierter Klagegrund: Verstoß gegen die Art. 107 und 108 
Abs. 3 AEUV sowie fehlerhafte Sachverhaltsermittlung und 
Begründungsmangel in Bezug auf die Zurechenbarkeit der 
fraglichen Maßnahmen zu den Behörden 

— Die angefochtene Entscheidung sei unzutreffend, soweit 
in ihr festgestellt werde, dass das Verhalten der SEA 
nicht dem eines marktwirtschaftlich handelnden Wirt­
schaftsteilnehmers entspreche, und enthalte in dieser 
Hinsicht weder einen angemessenen Beweis noch eine 
hinreichende Begründung.
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